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Wenn katholi-
sche Verbände 
sich in Wirt-

schaftsfragen zu Wort 
melden, zuckt man erst 
einmal zusammen. 
Kommt neue Kritik am 
Sonntagseinkauf? Nein, 
der Verband der Katho-
liken in Wirtschaft und 
Verwaltung nimmt sich 
eines anderen Themas 
an: Er plädiert ener-
gisch für den Einkauf in 
den Städten, im statio-
nären Einzelhandel. Be-
wusster Konsum sei 
nicht nur nachhaltig, 
fair und sozial, sondern 
auch lokal  – und eben 
nicht im Internet.  
Der Verband hat Recht: 
Lebendige Innenstädte 
bieten eine Menschlich-
keit, die kein Internet-
handel besitzt. Wer on-
line kauft, schafft kei-
nen Arbeitsplatz vor 
Ort. Wer morgen in ei-
ner lebendigen Stadt 
leben will, der muss 
heute dort einkaufen – 
auch jetzt in der Vor-
weihnachtszeit.  
Wie wenig menschlich 
das Einkaufen im Inter-
net sein kann, zeigen 
auch die aktuellen War-
nungen der Polizei: 
Hinter vielen Online-
shop stecken kriminelle 
Banden. Die Verbrau-
cher fallen vor allem 
dann auf diese Betrü-
ger herein, wenn ihnen 
die Gier die Sinne trübt. 
Vermeintlich superbilli-
ge Schnäppchen we-
cken das Geiz-ist-geil-
Gen in Menschen und 
lassen sie dann in man-
che Falle tappen, die 
sie mit wachen Augen 
hätte erkennen können. 
Wer vor Ort einkauft, 
kauft nicht nur sicherer, 
sondern er tut auch et-
was, um die Zukunft 
der Region zu sichern – 
auch nach lange dem 
Weihnachtseinkauf. 

Lokal ist genial

Volker Nies

Da auf diese Weise die für Zah-
lungsansprüche aus dem Ar-
beitsverhältnis anwendbare 
Verjährungsfrist von drei Jah-
ren erheblich verkürzt werden 
kann, sind Ausschlussklauseln 
insbesondere aus Sicht des Ar-
beitgebers ein beliebtes Gestal-
tungsmittel. Macht ein Arbeit-
nehmer etwa erst bei Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses 

geltend, ihm stehe noch Ver-
gütung für in der Vergangen-
heit geleistete Überstunden zu, 
kann ihm der Arbeitgeber mit 
dem formalen Argument des 
Verfalls entgegentreten. 

Derartige Klauseln können 
dabei einstufig oder zweistufig 
ausgestaltet werden. Während 
es bei einer einstufigen Aus-
schlussklausel zur Aufrechter-
haltung des betreffenden An-

spruchs schon ausreicht, wenn 
der Anspruch innerhalb der 
vereinbarten Frist schlicht gel-
tend gemacht wird, ist bei der 
zweistufigen Ausschlussklau-
sel zusätzlich die Erhebung ei-
ner Klage vor dem Arbeitsge-
richt innerhalb einer weiteren 
Frist erforderlich. Dies gilt je-
denfalls für den Fall, dass die 
andere Vertragspartei den gel-

tend gemachten Anspruch 
nicht anerkennt. Damit derar-
tige Ausschlussklauseln (egal 

ob einstufig oder zweistufig) in 
Arbeitsverträgen wirksam sind, 
muss nach der Rechtspre-
chung des Bundearbeitsge-
richts jedoch die Frist auf der 
jeweiligen Stufe mindestens 
drei Monate betragen. Ferner 
muss die Ausschlussklausel – 
wie stets bei arbeitsvertragli-
chen Regelungen – transpa-
rent, also für jedermann ver-
ständlich sein. 

Will ein Arbeitnehmer einen 
Anspruch geltend machen, um 
so dessen Verfall zu vermeiden, 
stellt sich die praktische Frage, 
in welcher Weise dies zu ge-
schehen hat. Bislang sahen sol-
che Ausschlussklauseln übli-
cherweise explizit vor, dass die 
Ansprüche schriftlich geltend 
gemacht werden müssen.  

In diesem Zusammenhang 
wird landläufig angenommen, 
dass nur ein im Original unter-
zeichnetes Schreiben die 
Schriftform wahrt. Aufgrund 
einer gesetzlichen Auslegungs-
regelung (§ 127 Abs. 2 BGB) 

kann aber bei einer vertraglich 
vereinbarten Schriftform im 
Zweifel auch eine E-Mail oder 
ein Fax (sog. „Textform“) genü-
gen. Da dieser Umstand jedoch 
vielen nicht bekannt ist, sah 
sich der Gesetzgeber zum Han-
deln gezwungen. Seit dem 1. 
Oktober 2016 sind daher Allge-
meine Geschäftsbedingungen 
unwirksam, die für Anzeigen 
oder Erklärungen, die dem Ver-
tragspartner gegenüber abzu-
geben sind, eine strengere 
Form als die Textform vorse-
hen. Derzeit wird diskutiert, ob 
dies auch im Hinblick auf Ar-
beitsverträge gilt. Dies hätte 
insbesondere Auswirkungen 
auf Ausschlussklauseln.  

So lange hierzu keine 
höchstrichterliche Rechtspre-
chung ergangen ist, sollte in 
der Praxis vorsichtshalber da-
von ausgegangen werden, dass 
das bislang in Ausschlussklau-
seln vorgesehene Schriftfor-
merfordernis in Neuverträgen 
ab dem 1. Oktober 2016 nicht 

mehr wirksam ist. Ausschluss-
klauseln in Arbeitsverträgen, 
die nach dem Stichtag abge-
schlossen werden, sollten da-
her nur noch die Geltendma-
chung der Ansprüche in Text-
form verlangen.  

Andernfalls besteht das Risi-
ko, dass die Ausschlussklausel 
unwirksam ist und Ansprüche 
auch noch nach Ablauf der 
Frist geltend gemacht werden 
können. Ausschlussklauseln in 
Arbeitsverträgen, die vor dem 
1. Oktober 2016 abgeschlossen 
worden sind, dürfen dagegen 
in jedem Fall weiterhin eine 
schriftliche Geltendmachung 
fordern. Eine Änderung der be-
reits abgeschlossenen Arbeits-
verträge ist daher nicht erfor-
derlich. 

 
 

 
Dr. Jens-Wilhelm Oberwin-
ter ist Rechtsanwalt der 
Kanzlei Greenfort in Frank-
furt am Main. 

Wohl die meisten einge-
setzten Arbeitsverträge 
enthalten sogenannte 
Ausschlussklauseln. Da-
nach müssen Ansprüche 
aus dem Arbeitsverhält-
nis innerhalb einer fest-
gesetzten Frist geltend 
gemacht werden. Ver-
säumt die andere Ver-
tragspartei die Geltend-
machung, verfallen die 
betreffenden Ansprüche.

Von Jens-Wilhelm Oberwinter

AUSSCHLUSSKLAUSELN sollten auf den Prüfstand / Neue Regelung seit 1. Oktober

Viele Arbeitsverträge stehen vor Überprüfung

RECHTSFRAGEN 
IM FIRMENALLTAG

Dr. Jens Wilhelm Oberwinter

Die mittel- und osteuropäi-
schen Staaten sind mit mehr 
als 100 Millionen Einwohnern 
und wachsender Kaufkraft ein 
attraktiver Markt für viele Mar-
kenartikelhersteller. Auch 
zahlreiche Hersteller, die Kun-
den der STI Group sind, sind 
hier vertreten.  

„Wir kennen den mittel- und 
osteuropäischen Markt gut“, 
erläutert STI-Geschäftsführer 
Michael Apel. „Die Lage unse-
res Werks in Rumburk und des 
Design-Büros in Prag sind für 
die Belieferung unserer Kun-
den in der Region ideal. Daher 
haben wir uns für einen Aus-
bau des Standorts entschieden 
und in diesem jetzt ablaufen-
den Jahr   dort investiert.“ Die 
Produktionsfläche wurde um 
rund 2000 Quadratmeter ver-
größert und damit der Grund-
stein für den Ausbau des osteu-
ropäischen Geschäfts der Un-
ternehmensgruppe gelegt. 
„Wir wollen mit unseren Kun-
den in ihren Zielmärkten 
wachsen“, unterstreicht Apel. 

Rund 110 Mitarbeiter produ-
zieren in Rumburk Displays für 
namhafte Markenartikelher-

steller in ganz Europa. Die Er-
weiterung der Produktionsflä-
che war Voraussetzung für die 
Installation einer weiteren Off-
set-Druckmaschine und einer 
zusätzlichen Klebemaschine.  

Die STI Group betreibt insge-
samt acht Werksstandorte, da-
von drei im europäischen Aus-
land. Neben dem tsche-
chischen Rumburk produziert 
die Unternehmensgruppe 
auch im ungarischen Kecske-
mét und in Gillingham in 
Großbritannien Verpackun-
gen und Warenaufsteller für 
die Markenartikelindustrie.  

Die STI Group mit ihrem 
Stammsitz in Lauterbach und 
weiteren Werken in Greben-
hain und Alsfeld ist größter Ar-
beitgeber im Vogelsbergkreis. 
Alleinige Inhaberin ist Dr. Kris-
tina Stabernack. vn

Das Lauterbacher Unter-
nehmen STI hat stark in 
den Ausbau der Produk-
tion im tschechischen 
Rumburk investiert und 
dafür vier Millionen Euro 
in die hand genommen. 
Im Dreiländereck Polen-
Deutschland-Tschechien 
fertigt STI Česko seit 20 
Jahren Displays und Ver-
packungen aus veredel-
ter Wellpappe.

VERPACKUNGSHERSTELLER aus Lauterbach setzt auf Markt Osteuropa

STI erweitert seine Produktion in Tschechien

STI hat die Produktionsfläche im tschechischen Werk in 
Rumburk um 2000 Quadratmeter erweitert. Das Lauterba-
cher Unternehmen hat vier Millionen Euro dafür investiert.

Nach einer mehrstufigen 
strengen Auswahl hat nach 
2015 das Familienunterneh-
men Büchel GmbH &. Co.KG 
erneut den Sprung ins Finale 
des Wettbewerbs „Entrepre-
neur Of The Year 2016“ ge-
schafft. Gemeinsam mit weite-
ren sieben Unternehmern 
wurde Erhard Büchel im Deut-
schen Historischen Museum 
in Berlin in der Kategorie In-
dustrie ausgezeichnet.  
Daneben wurden Auszeich-
nungen in den Kategorien 
Dienstleistung/IT, Konsumgü-
ter/Handel und Start-up verge-
ben. Dr. Brigitte Mohn erhielt 
den Ehrenpreis für herausra-
gendes soziales Engagement. 
Fazit von Erhard Büchel: „Für 
uns ist es eine besondere Aus-
zeichnung, als Finalist zum 
zweiten Mal in Folge mit dabei 
zu sein. Damit zählen wir zu 

den 35 besten deutschen Fami-
lienunternehmen des Mittel-
stands, die sich nach den Wor-
ten der Jury durch Mut, inno-
vative Technologien, starke 

Kundenbindung und soziales 
Engagement auszeichnen. Da-
rüber hinaus trifft für uns 
ebenso die positive Beurtei-
lung der effizienten Organisa-

tionsstrukturen mit kurzen 
Entscheidungswegen und die 
flexible Reaktion auf sich ver-
ändernde Marktbedingungen 
zu.“ Vor der Ehrung der Sieger 

hatte Peer Steinbrück in einem 
Festvortrag die Leistungen der 
Teilnehmer als beispielhaftes, 
erfolgreiches Handeln gewür-
digt.  vn

Beeindruckende Wachs-
tumsraten, Innovations-
kraft und hohes soziales 
Engagement: Zum 20. 
Mal hat die die Prüfungs- 
und Beratungsgesell-
schaft EY (früher Ernst & 
Young) Deutschlands 
beste mittelständische 
Unternehmer gekürt.

Fast Entrepreneur des Jahres
ERHARD BÜCHEL zum zweitenmal unter den Finalisten in Berlin

Freude über die Auszeichnung: Familie Büchel mit Kara, Erhard, Jila, Kian und Sheila (von links). Fotos: privat 


